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BürgermeisterSeitzeröffnetum17UhrnachmittagsdieSitzung.
Es liegen zwei Dringlichkeitsanträge vor .und zwar einDringlichkeitsantnag
der G .Ing .Biber und Genossen ,in welchen darsuf verwiesen wird ,dassin
der letzten Zeit jene Stellen der GemeindeWien ,die für Gewerbetreibende
fällige Zahlungen aus Aufträgen zu ligidieren hatten,eitense¬

angewiesen wurden ,sich von diesen Gewerbetreibenden zuerst eine Beschei¬
nigungder Krankenkassevorlegenzu lassen in wieweitsie ihreVerpflichtungen
zur Zahlungder Krankenkassenbeiträgenachgekommensind .DieseNeueinführung
bei Liq dationstellen kar für die Gewerbetreibenden vollkommen über¬

raschend ;da sie nicht imBesitz der Bestätigungenwarenbekamensiekein
Geld .Beider Krankenkassewarein solcherAndrangumdiese Bestätigungen ,dass
stundenlanesWartennotwendigwar .Hatteder GewerbetreibendedieBestäti¬
gungin der Handundkamdamitzu einer Liquidationsstelle ,so wurdeihm
der gesamtedarauf ersichtliche Offenstandvonseiner fälligen Forderungin
Anzuggebracht . Daviele Gewerbetreibende an mehreren Stellen fällige Forderun¬

genzubehebenhatten ,geschahdasUnglaubliche ,dassjedeLiquidationsstelle ,
den auf demKrankenkassenkontoauszugausgewiesenenOffenstand ingåeicher
WeisevonderForderungin Abzugbrachte . Sokames ,dassdieGewerbetreiben¬
den über das für Lohnauszahlungendringend notwendigeGeld nicht verfügen
konnten und so in eine schwierige und für mancheauch gewiss eehrkostspie¬
lige Lage versetzt wurden .Auchkommendie betreffenden Gewerbetreibendenin¬

sofernzumNachteil ,asl ihnennachdemKrankenversicherungsgesetzfürArbeiter
ein zinsenfreies Respiro für die Bezahlungder Krankenkassenbeiträevon
sechs Wochen effensteht und sie nunmehr dieser Wohltat verlustig werden .Es

wird beantragt ,den amtsführenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe II zu beauftra¬

gen unverzüglichalle Vorkehrungenzu treffen ,umdie sich aus dem§ 38des
Krankenversicherungsgesetzes für Arbeiter ergebende Haftung der Gemeinde nur

insoweit auf die Gewerbetreibenden auswirken zu lassen ,als es unbedingt er¬

forderlich ist und auch nur dann in einer Weise ,dass sich dies ohne jede Schä¬

digung für die Gewerbetreibenden vollzieht ,ferner darauf Rücksicht zuneh¬

men ,dass den Geschäftsleuten das im Gesetz begründete sechswöchigeRespiro
gewahrtbleibt .
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Rathauskorrespondenzvom20 .September192 % II . Blatt

Ein weiterer Dringlichkeitaantrag des GR. ZimmerlundGenossen
betrifft die Handhabung der Bestimmungen des Nahrungs -undGenussmittelab¬

gabegesetzes .Es heisst in dem Antrag : Sicherem Vernehmennach versucht der Ma¬
gistrat in letzterer Zeit ,bei jenen Betrieben ,die anlässlich einer derLust¬

barkeitsabgabeunterliegendenVeranstaltungfür die dabei verabfolgtenNahrungs-¬
und Genussmittel den höchsten Satz der Nahrungs -und Genussmittelabgabe von
15 Prozent zu entrichten haben ,die Bemessungsgrundlage dadurch zu erhöhen ,

dass in dieselbe auchdas Entgeldfür bereits zweioder eine StundevorBeginn
der Veranstaltungverabreichte Nahrungs -undGenussmitteleinbezogenwird .Nach
dem zweiten Absatz des § 1 des Gesetzes über die Nahrungs -undGenussmittelab¬
gabe unterliegen ohne Rücksicht darauf ,ob die im ersten Absatze angegebenen

Merkmr e vorhanden sind oder nicht ,der Abgabepflicht auch " alle Betriebe für

jene Nahrungs -oder Genussmittel ,die anlässlich der der Lustbarkeitsabgabe

unterliegenden Veranstaltungen verabfolgt werden " . Esist klar ,dass dieserBe¬
stimmung nur die Bedeutung zukommen kann ,dass der Abgabepflicht nur die " bei "

oder " während "der betreffendn Veranstaltung verabfolgten Nahrungs -undGe¬

nussmittel unterworfen sind .Jede andere Deutung würde letzten Endesdazu
führen ,dass bei einer abendlichen Veranstaltung in einem solchen Betriebe auch

die Entgelte für die während der übrigen Zeit verabreichten Nahrungs - undGe¬
nussmittel in die Abgabe einzubeziehen wäre ,was den Absichten und demSinne

des Gesetzes zuwiderlaufen würde ,Durch diese Praxis soll offenbar derVersuch
unternommen werdeh ,den Ausfall infolge der versprochenen Steuerermässigun¬

gen auf der anderen Seize wieder hereinzubringen ;es liegt aber auch dieVer¬
mutung nahe ,dass man bei einer eventuellen Pauschalierung der Nahrungs -und

Genussmittelabgabe auf diese Weise einen Druck auf die betreffenden Betriebs - ¬
inhaber ausüben will . Dadieses Vorgehender AbgabebehördedemGesetzewider¬
spricht ,die Betriebe dieser Art schonvonder unerträglichengesetzlichen
Steuerbelastungallein schwerbetroffen sind undzu befürchtensteht ,dassdur
eine derartige willkürliche Handhabung des Gesetzes zahlreiche Betriebe zur

Sperrung gezwungen werden und dadurch die Arbeitslosigkeit erhöht wird ,wird

beantragt ,der amtsführende Stadtrat der Verwaltungsgruppe II sei zubeauf - ¬
tragen ,diese gesetzwidrige Handhabungder Bestimmungenüber die Nahrungs -und

Genussmittelabgabesofort einzustellen .
OhneDebatte werdenangenommenein Antrag betreffend dieEr - ¬

werbungeines Hauses . ,Nevillegasseumden Betrag von55 . 1o0Schilling ,die
FestsetzungeinesSommerhüttengebietesfür dieKleingartenanlageAmwolfers¬
bergimXIII .Bezirk ,dieFestsetzungeinesGeländesfür Industriebautenam
LonaukanalimIII .Bezirk.dieErrichtungeinesKindergartensinderParkanlag
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Gemeinsratssitzungvom20 .September1929 III Blatt
auf demRudolfsplatz im I .Bezirk ( KostenSchilling 248 . 600 ) . adtEswird
in die Tagesordnungeingegangen .

ST. . Weberreferiert überdenAntrag ,zumZweckederrascheren
BekämpfungderWohnungsnotfürcheErrichtungvon10. 000Wohnungenin derSeit
bis 31 .Dezember1932die BundeszuschüsseimSinnedesWohnbauförderungs-und
Mietengesetzes in grösstmöglichstem Umfangin Anspruch zu hehmen .Für 10Pro¬

zent der Baukostengemäss§ 2 Absatz2 lit .b des Wohnbauförderungs-undMieten¬
gesetzes ist ,soweit sie nicht schon mit demGrundwertbedeckt sind ,jeweilig
Vorsorgezu treffen ,DenrMägistpatlwird ermächtigt ,diedin demerwähnten- Bun- t

zunehm endesgesetz - ausserdemtvergeseneneneHaßöthekardarlehenaufrey .Stadtrat Weberbe¬
merkt hiezw : DieVoraussetzungen für die Inanspruchnahme der Mittel ausder
Wehnbauförderungsind nach§ 1 des Wohnbauförderungs -undMietengesetzegege¬
ben ,da in Wieneine ungeheureWohnungsnot ,vielleicht die grössteWohnungsnot
unter allen Gemeinden Oesterreichs besteht .Beim Wohnungsamtsind nicht weni¬
gen als rund 20 . 000Wohnungswerber vorgemerkt und jedes Jahr wachsen durch¬

schnittlich 15 . 000bis 16 . 000AnmeldungendurchEheschliessungenzu .DasRecht
der Gemeindedie Begünstigungdes Wohnbauförderungs -undSiedlungsgesetzesin
Anspruch zu nehmen ,das wiederholt bestritten wurde ist nach dem Wortlau des
Gesetzes nicht anzuzweifeln .Ebenso unbestritten istes ,dach dem Wortlaut des

Gesetzes ,dass den Gemeinden der Bau von Kleinwohnungen zugedacht ist .Im §2

des Gesetzes wird nämlich gesagt :In Baulichkeiten ,die von Ländernodervon
Gemeindenoder für Länderoder Gemeindenerrichtet weradndürfen dieWohnungen
das Ausmass von Kleinwohnungen nicht überschriten .Die Kleinwchnungen sind in

diesem Gesetz mit 60 Quadratmeter Raumflächebegrenzt .Grössere Wohnungenha¬
ben wir nie gebaut und wir haben auch nicht die Absicht sie in Zukunft zubauen .
weil wir der Auffassung sind ,dass,wer eine grössere Wohnunghabenwill,sie
auf dem freien chnungsmarkt suchen muss und dass der Bau von grösseren Woh¬

nungen Sache der privaten Bautätigkeit ist . Wennwir das aussprechen ,sohaben
wir natürlich auch vor Augen ,dass die private Bautätigkeit von der Begünstigung

des Gesetzes Gebrauchmacht . Strittig ist lediglich die Frage ,in welchemUm¬
fange die Gemeinde die Begünstigung des Gesetzes in Ansruch nehmen soll .Ent¬

scheidend hiefür sind zwei Umstände :Der Umfangder Wohnungsnotund die Höhe
der materiellenLeistungen ,die die WienerBevölkerungzumFondsbeiträgt .
Wasden Umfangder Wohnungsnotbetrifft ,so mat festzustellen ,dass dieEinwoh¬
nerzahl Wiensweitausmehr ,als die Hälfte der Eonwohnerzahlaller jenerös¬
terreichischenGemeindenbeträgt ,in denenWohnungsnotherrscht .Undwasdiedie
materiellen Leistungen der Wiener Bevölkerung anlangt ,so werden /Zinsgro¬
schenbeiträge zu drei Vierteln von der Wiener Bevölkerungaufgebracht .
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Gemeinderatssitzungvom20 .September1929 IV .Blatt
denn im Gebiete Oesterreichs wurdenrund 600 Millionen GoldkronenZinseinge¬

berechtigenhoben ,wovonauf WienetwaLhoMillionenentfallen .DiesezweiTatsachenAür -
die Gemeinde gewiss : keinen nenneswerten Anspruch an den Fondszu
stellen .Selbstverständlich ist sich aber die Gemeinde ihrer moralischen Ver¬

pflichtunggegenüberdenanderenBundesländernbewusstunderhebtnichtAn¬
spruch auf drei Viertel aller Eingängeaus den Zinsgroschen . Wirstellen uns

S

die Sachee/vor ,dassvonden30 . 000Wchnungen,die nachdemWohnbauförderungs-¬
gesetzin ganzOesterreicherbautwerdensollen ,etwa50Prozentauf Wienent¬
fallen .Wenndie GemeindeWiennun10 . 000Kleinwohnungenerbaut würdenetwader
5000 Wohnungen" reie genossenschaftlichenund privatenBautätigkeit zufallen .

Wirwünschenundhoffen,dassvondieserMöglichkeitrechtausgiebigGebrauch
gemachtwird. DassdieGemeindevondemihr zustehendenRechtinmöglichst
grossem UmfangGebrauch macht ,liegt im Interesse der gesamtenBewohnerschaft
und insbesondere der Wohnungslosen ,da die Gemeinde die von ihr erstellten

Wohnungenzu einemviel niedrigeremMietzinsabgebenkann ,alsdieprivate
odergenossenschaftlicheBautätigkeit .Wennmanannimmt ,dasseineWohnungvon
60 QuadratmeterGrösseerbaut wird und ihr den Friedenszins von750Kronenzu- ¬
grunde legt,so ergibt sich ,dass der Mieter im Jahr für eine von derGenossens
schaft erbaute Wohnungrund 682Schilling aufzubringenhat ,wenneinEigenheim
erbaut wird ,875Schilling undwenndie Gemeindebaut ,webeizuberück¬
sichtigen ist ,dass die öffentlichen rechtlichen Körperschaftenstatt einPro¬
zent drei PrezentimJahre zurückzuzahlenhaben ,787Schilling .Dawiraber
die nach dem Wohnbauförderungsgesetz erbauten Wohnungen voraussichtlih zu

keinemhöherenZinsals in denübrigenNeubautenvermietenwerden ,so wirddie
GemeindeauchvondiesenWohnungennicht787sondernwahrscheinlichnur168
Schilling einheben .Dasisteine so ungeheureDifferenzgegenüberdemMietzins
von Wohnungendie auf andere Weiseerbaut werden ,dass manwohl sagenmuss ,
dass die Erbauung durch die Gemeindeim Interesse der Wohnungslosengelegen
ist . DieGemeindeWienwird aber auch die Bautätigkeit im Allgemeinenunddie
private Tätigkeit in diesem Falle besonders fördern . Esist beabsichtigt zür
Förderungder privaten und genossenschaftlichen Bautätigkeit alle zurVerfüung
stehenden Baugründe im Baurecht zu vergeben .Es sind das insgesamt rund220 . 000

Quadratmeter ,die sich auf die Bezirks III . ,XI . ,XII . XIII .XVI. XVII. ,XVIII . ,
XIX . ,und XXI verteilen .Auf diesen Geländen können rund 1000 Wohnungenerrich¬
tet werden . Wennes möglich ist noch mehr Gründe zu erwerben ,wird diese Ak¬

tion selbstverständlicherweitert werden .DieGemeindeWienwirdweiterdie
private undgenossenschaftlicheBautätigkeit dadurchnamhaftfördern ,dasssie
die sogenannten Anliegerbeiträge zur Gänze aus eigenen tragen wird ,sofern
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Gemeinderatssitzungvom20 .September1929 V .Blatt

diePegünstigungdesWohnbauförderungsgesetzesinAnspruchgenommenwird.
te s u wolcheeverhaenhendelt ,wirdauchdsfürgeserwwerden,

ss meit demruhenäret ssentlich beshlsunigt wird . Esliegt
hier alsogewisseinegrosszügigeFörderungderprivatenBautötigkeitvor .
DieWohnungsnotunddieArbeitslosigkeitzwingtunsvonderBegünstigungdes
Wohnbauförderungsgesetzesnicht nur in möglichst grossem Umfangesondern

möglichstrasch Gebrauchzu machen . Wirsind dazuauchin der Lage ,weil
zahl herauswir aus demVorratder uPFcjektefün das WelfsbaupregrahmVeine' sogrosseAn- /die Geschäftsstelle

nehmenkönnen ,dass ,wenn/dasKuratoriumund die beteiligten Bundesminister
zustimmen ,binnenwenigenWochenmit demBauvonWohnungenbegonnenwerden
kannundschonimnächstenJahrWohnungendieaufGrundderWohnbauförderung
gebaut werdenan Wohnungslcsevergebenwerdenkönnen( LebhafterBeifallund
Hendeklatschenbei der Mehrheit ) .

GR. Zimmerl( . . ):DurchdiesenAntragwilldieMehrheitden
Anscheinerwecken,dasssieausserden5000WohnungenaufGrunddesWohnbau¬
programmesder Gemeindein iteyondrei Jahrennochweitere1o . 000Woh¬
nungenbauenwird .Dasist wiedeein Bluff ,ein Wahlschlager ,einVersprechen,
dassSiewievieleanderenichteinhaltenkönnenundnichteinhaltenwerden.
Ihre Terrorakte ,ihre ausgesprochene Parteiberwaltung ,die unausgesetzte

SchändungderDemokratieundIhreFinanzpolitikhabenbereitseinenVolks¬
sturmentfacht .EsstehtwohlnichtderWahltag,aberderZahltagvorder
Tür(BeifallbeiderMinderheit).EsgehtIhnenso ,wiejenemSchuldnerwenn
es zumZahlenkommt ,will er davonnichtswissen .

In formaler Beziehungist im GemeinderateineAbstimmung

überdiesenAntragunmöglich. DerGemeinderatkannnihhtübereineunbestimm¬
te Ausgabemit einer unbestimmtenBedeckungBeschluss fassen .Sie könnendem
Gemeinderatjedes einzelne Bauprojektvorlegen ,dochmüssendie genauenKos¬
ten vermerktsein .WiesaleppSie die Geschäfteführengeht daraushervor ,
dassSienurfür 10ProzentdesBauaufwandesvorgesorgthabenundaufdie
übrigen 60 Prozent vergessen haben .Erst heute wurde diesbezüglich ein Nach¬

trag aufgelegt . DerReferenthat auchgesagt ,dass in demaus denstaatlichen
MittelnvonderGemeindeerbautenHäusern ,eineniedrigereMieteeingehoben
werdenwird .Er hat abernicht gesagt ,woherdie hiefürnotwendigenMitteln
genommenwerden.AberIhnenist esbeiderSachenurdarumzutun ,wiedervon
neuen10 . 000Wohnungenreden zukönnen .

Das Gesetz gibt den Gemeindendie Möglichkeit denstaatli¬
chen Wohnbauförderungsfondsin Anspruch zu nehmen .Wenndie GemeindeWienfon
diesemRechtGebrauchmacht ,werdenwir keinenEinsprucherheben . Wirmüssen
aber dochfeststellen ,dass die staatliche Wohnbauförderungursprünglich



Gemeinderatssitzungvom2c .Septembet1929VI. Blatt
nur für die Paivaten geplant war ,weil nur die private Bautatigkeit wirksam
die Wohnungsnot bekämpfen kann .Die öffentlichen Faktoren können die Wohnungs- ¬

not nicht beheben .Aber die Sozialemokraten haben im anderen Hauserpresst ,
dass auch die GemeindenMitteln aus den staatlichen Fondsbekommen .Aberes
gibt neben demRecht auch eine Pflicht .Wir richten an die beidenMinisterien ,
die mit der staatlichen Wohnbauförderungbefasst sind ,denAppelldieGeschäf¬
te so zuführen ,dasszuerstdie BedürfnissederprivatenBauwerbergedeckt
werden und dann ert die Gemeinden : etwasbekommen .

Die Gemeindeverwaltungverstosstbei der DurchführungderWohn¬
hausbautengegendenwirtschaftlichenGrundsatz ,dassdenUnternchmerauch
eine Verdienstmöglichkeit gegeben wird .Sie lässt nicht die befugtenund

reellen Firmenzu ,sondernunbefugteUnternehmer .Sie kauft dieBaumaterialien
ein ,verhindert ,dass Unternehmerdaran verdienen und dach mussmankonstatieren ,
dass die Materialien nicht billiger aber dafür schlechter sind .( Zustimmung
bei derMinderheit) .

Niemalshat die Gemeindedie private Wohnbautatigkeitgeför¬
dert ;sie hat sie geradezuerwürgt .Nachder neuenBauodnungwird dasBauen
überhaupt nur möglich sein ,wenn es der Magistrat erlaubt .Unter solchen Um¬
ständen davonzu reden ,dass die Gemeindedie private Bautätigkeitgefördert
hat ,dasskannmannurvonIhnenerleben .Sie habenauchdasganzeBaugelände
angekauft . Wirhaben immer vor diesen Ziel - undplanlosen Ankaufengewarnt .
Nun haben Sie damit das Gegenteil dessen erreicht ,was Sie immer behauptet

haben .Sie sind die Wegbereiter der Grundspekulation geworden ,weil Siedie
Warsweggenommenhabenunddadurchdas Wenige ,dass übrigblieb zuSpekulations
preisen verkauft wird . Auchdas Baurechtkannfür Wohnhausbautennicht inBe¬
tracht kommen .( Zustimmung bei der Minderheit ) .

Schon vor Jahren habe ich erklärt ,dass Sie nicht soviel Woh¬

nungenbauen ,als imVoranschlagfestgesetzt wird .GebenSie dochdenGemeinde¬
rat einen Bericht darüber ,mit wieviel WohnungenSie im Rückstandsind ! Sie
habennicht einmalIhr bisheriges Wohnbauppogrammdurchgeführtundnunkommt
man mit dem Antrag weitere 3300 Wohnungen im Jahr noch dazu zu bauen .Das

kannniemandernstnehmen.
Esist eineTatsache,dassWohnungennuranSozialdemokraten

vergeben werden .Die Bezirksvorsteher von Meidling und Döbling sagen denLeu¬

ten ,dasssie nureineWohnungerhalten ,wennsie sozialdemokratischorganisiert
sind .Auchin der Arbeiter - Zeitungkonnte manin demBericht über dieEr¬
öffnung der Erdberger Wohnbauten lesen ,dass es kein Fenster gab ,das nicht

rot dekoriert gewesenwäre . WennSie aber glauben ,dass auchin die mitstaat¬
licher Hilfe errichteten Wohnbauten nur Sozialdemokraten hineinkommen ,dann
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Gemeinderatasitzungvom20 .September1929 VII .Blatt
werdenSiesichtäuschen.NamensderMinderheitmussichauchdagegenprotes¬
tieren ,dassdieseWohnbaueröffnungenalsParteiveranstaltungenbezeichnet
werden ,an denender Bürgermeisterin dieser Eigenschaftoffiziellteilnimmt.

Wirverlangen,dassdieWohnungszuweisungendurcheineparitätischeKommissionerfolgen .

GR. Jenschik(soz. dem. ): AberIhreLeutewollendechindie
"Wanzenburgen"garnichteinziehen!(HeiterkeitbeiderMehrheit).

GR. Zimmerl:EswirftsichauchdieFrageauf ,wasdieseWohnungen
kosten .DerBürgermeisterhatamSonntagerklärt ,dasseineWchnung18. 000
Schillingkostet. Wirhabenaberfrühereinmaletwasvon90ooSchillinggehört.
FüreinpaarLöcher,indenennichteinmaldieMöbelPlatzhaben,18. 000Schil¬
lingauszugeben,mussjedenvernünftigenMenschennachdenklichmachen.Solange
SieunsdieKontrolleüberdieKostenderstädtischenWchnhausbautenverwei¬
gern ,solangemüssenSiesichdenVorwurfgefallenlassen ,dasseshiernicht
mitrechtenDingenzugeht(BeifallbeiderMinderheit).

DawirdiesenAntragalsnichtdiskutierfähigbetrachten,werden
wirunsanderAbstimmungnichtbeteiligen .Ichkannnurderzuversichtlichen
HoffnungAusdruckgeben,dassbiszurErrichtungderWohnhausbautenmitstaat¬
lichenZuschüssen,indiesemSaaleschoneineandereMehrheitsitzenwird(Leb¬hafterBeifall ) .

GR. Ullreich( . . )führtaus ,dassdieGemeindebisherdieprivate
Bautätigkeiterschwertundbehinderthat .Nunsoll sie aufeinmalgefördert
werden. DieAbgabevonGründenimBaurechtist aberkeineFörderung.DenSied¬
lernwerdendieGründeauf30Jahregegeben.DieprivatenBaulustigenje¬
dochhaltenSiemiteinemsolchenBaurechtzumBesten.AlsHöchstdauerdes
Baurechtesmüssten80Jahreangenommenwerden. WennSieauchaufdieAnleger¬
beiträgeverzichten,sogibtesnochsehrvieleandereLasten ,diedieprivate
Bautätigkeiterschweren. DieGaszuleitungmussgezahltwerden ,dieLichtzulei¬
tung ,dieWasserzuleitung,dieHerstelfungvonStrassen,ihreInstandhaltungund
Beleuchtung .DassindversteckteAnliegerbeiträge,diedasBauenganzbeson¬
ders verteuern .Sie verteuern dadurch aber auch die AusschliessungvonBauland .
WennSiedieprivateBautätigkeitfördernwollen,müssenSieinsbesonderedie
ErrichtungvonEigenheimenaufgenossenschaftlicherBasiserleichtern.Dabei
ist es notwendig,dasbezüglichderWertzuwachsabgabeAusnahmebestimmungenge¬
schaffenwerden.DieGemeindehatdiemoralischeVerpflichtung,dieprivate
BautätigkeitdurchallejeneMassnahmenzufördern,diegeeignetsind ,diepri¬
vateundvorallemdiegenossenschaftlicheBautatigkeitausreichendzuunter229



Gemeinderabssitzungvom20 .September1929 VIII .Blatt
stützen .( Beifall bei der . . )

GR. Pfeiffer( E .) erklärg ,dasser sich in seinerAuffassung ,derGe¬
meinderatsei das Spiegelbild des politischen undwirtschaftlichenLebens ,
geirrt habe ,denn sonst könnte die Kehrheit des Hauses unmöglich jenen Wegwei - ¬
tergehen ,den sie bisher gegangen ist . DieWohnbautätigkeit der sozialdemo .kra¬

tischen Partei ( Ich sage mit Absicht nicht Gemeindeverwaltung )ist eine ausge - ¬

sprochene Parteisache geworden ,das ist Ihnen schon wiederholt nachgewiesen wor - ¬

den .Als Beweis diene auch ,dass zum Beispiel im Lindenhof in Währing dort

untergebrachte Jugendheime und Erzüéhungsräumezu Barteipolitischen Zwecken
missbraucht werden . Wennmandie Reden des Bürgermeisters Seitz anlässlich der
Eröffnung von Wohnhausanlagenlie st,so glaubt man ,dass die städtische Wohnbau-
tätigkeit ausschliesslichParteisacheist .DerHerrBürgermeisterbeliebtauch
dabei zu vergessen ,dass er Bürgermeister von Wien ist und dass die Wohnbauten

aus den Steuergeldern errichtetowerden ,die zum Grossteil von denenaufge¬
bracht werdenmüssen ,gegendie sich die Agitation der Sozialdemokratenrichten ,
St . . Weberhat das Geständnis abgelegt ,dass die städtische Wohnbautätigkeit

ein vollständiges Fiasko erlitten hat ; erhat uns mitgeteilt ,dass es in Wien

20,000 Wohnungssuchende gibt und dass jedes Jahr 15,000 Wohnungssuchendezu - ¬
wachsen ,Das ist der Beweis dafür ,dass die städtische Wohnbautätigkeit denBe- ¬
dürfnissen in keiner Weisegerecht wird ,der Beweis ,dass Sie einenvollständig
falschen Weg gegagengen sind .Das . Wohnbauförderungsgesetz war die Hoffnung vies

ler arbeitender Menschen ,durch den vorliegenden Antrag jedoch wird das Gesetz

für Wien geradezu sabotiert ,wird die Eigenheimbewegungvollständig erdrückt .

Die städtische Wohnbautätigkeit ist auch eine völlig unrentable .Nash demVor- ¬
schlag kostet der Heiligenstädterbau 29 ' 2Millionen . Dadort 1200Wohnungen
sind,stelltsich jede Wohnungnach demVoranschlagauf 24 . 300Schilling .Demge¬
genüber baut die Gesiba die ohnungen um 14 . 800Schilling bis 16 . 900SchillingnWirwärenauchsehrneugierig ,wiehochderMietzinsin denmitBundeshilfe
gebauten Häusernsein wird .Wenner nicht höher als in den Privathäusernist ,
wer zahlt dann die Differenz ?Die Steuerzahler werden für die Verzinsungdes

Kapitals und für die Erhaltung der Bauten aufkommen müssen .Es ist nicht Auf¬

gabe der Gemeinde ,mit Bundeshilfe zu bauen da das Gesetz für Private gedacht

gewesenist .AufgabederGemeindeist es ,dieBaugründezuerschliessen ,für
Strassen ,Kanäle ,Gas,elektrischesLichtundso weiterzu sorgenundallehene
Verpflichtungen zu ermü lem die in den Wirkungskreis der Gemeindefallen ,Die
Abs timmungsmaschine wird auch heute tadellos funktionieren .Das schreckt uns

nicht ,dawirgenauwissen ,dasses in diesemSaalnichtewigsobleibenwird,
dass die sozialdemokratische Diktatur ihrem Ende entgegengeht .( Beifall ) .
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GR. Millik( . . )ersuchtzunächst ,die vomGemeinderatschonbewillig¬

tenBautenzuvergeben,damitimHerbstkeineArbeitslosigkeiteintritt .Dann
beschäftigt sich der Rednermit demBerichtder Arbeiterzeitungüber dieEröff¬
nungder Wohnhausanlagenin der Hagenmüllergasse .Er erklärt ,dass nachdiesem
Berichtdie Festgästebei der Eröffnungbewusstirre geführtwordensind .Sie
hätten Ihnensagenmüssen ,dass das HausdemEinsturz nahewar ,dass Tagund
Nacht gearbeitet wurde,umdas Haus vor demEinsturz zu bewahren .In derda¬

maligen Kommissionhaben GR. Biberund ich die Unterfangungsarbeiten als nicht
ausreichend gefunden .Die Sachverständigen haben unserem Bedenkenrecht gege¬
ben . InHeiligenstadt ist dasselbe passiert . Wirhaben in der Kommissionnach
RechtundGewissengehandeltundich verwahremichauf das Entschiedensteda¬
gegen ,dassunsjetzt in der OeffentlichkeitSpottundHohntreffen .(Beifall
bei der . . )

GR. Daffinger( . . ) erklärt ,die Vergebungvon 220 . 000Quadratmeter
Grund im Erbbaurecht ist keine Förderung der privaten Wohnbautätigkeit .Er be¬

schäftigt sich sodann mit der Art der Wohnungsvergebung ;Wohnungenerhalten nur
Sozialdemokraten .EinBeweisdafürist ,dassbeiderletztenWohnhäusereröffnung
der Bürgermeisterfestgestellt hat ,dassjedesFensterrot dekoriertist .Es
müssendaher in dieser Anlagedie Wohnungennur Sozialdemokratenzugewiesen
worden sein .WennStadtrat Weber diese Art der Wohnungsvergebun ;bestreitet ,
so bestreitet er dies gegen besseres Wissen .In allen Schichten der Bevölkerung

tobt schon ein Sturm der Entrüstung gegen diese Art der Wohnungsvergebung ,er

wird ins ungemessenewachsenund Sie endgiltig hinwegfegen .( Beifall ) .

GR .Elend ( . . )führt aus ,dass der Antragzu begrüssenwäre ,wenndie
Gemeinde eine wirklich volkswirtschaftliche Tat begehen würde .Die Gemeinde

will aber nichts anderes als um 10 . 000Wohnungen mehr zu bauen ,die dannaus¬

schliesslich ihr zur Verfügung stehen ,umfür sich parteipolitische Vorteile
herauszuschlagen .Die heutige Gemeindeverwaltungpocht auf Reichtum undMacht ,
da sie weit über die Bedürfnisse Steuern einhebt und den UnternehmerndasBe¬
triebskapital entzieht .Wienhat unter LuegereinengewaltigenAufstieggenom¬
men .Damals wurde auch gebaut ,doch wurden die Lasten auf Jahre hinaus verteilt .

Heutebeginnenauch die sozialdemokratischenGewerbetreibendenundKaufleute
zu erkennen welche schwere Schädendie GemeindeverwaltungdenSelbstständigen

zu
zufügt .Undwir gkauben es wird die Zeit noch kommen ,wo wir darüberreden
werden ob die Gemeinde wirklichdie Aufgabe hat ,die Bevölkerung derart aus¬

zujilündern ,dass sie ihr nur Handlangerdienste leistet . WennBauhilfe vonSeite

des Staates in Anspruch genommenwird ,so müssten die Arbeiten denbetreffend
Handwerkernin eigener Regie übergeben werden .Die Handwerkersind ja beider
Gemeinde zu blossen Stundenlohnarbeitern geworden .Der Redmrprotestiert
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dagegen ,dass währendeine ganzeAnzahlvon nach WienEingewandertenLeuten
WohnungengekommenesWienernnichtmöglichist ,ineinemGemeindebauunter¬
zukommen.Mirist zumBeispieleinFallbekannt ,dassin einerWohnungmit
ZimmerundKüchevierEhepaarewohnenmüssen( Hört !Hörtbeider . . )unddie
LeutekönnenkeineGemeindewohnungbekommen .Vondenen.dieeineWohnunghaben
wollen ,verlangen Sie ,dass sie sich sozialdemokratisch organisieren .DieGe¬

meindemusssich ebensowieederBundentschliessen ,Zuschüssezur Förderungder

privatenWohnbautätigkeitzuleistenundüberhauptaufdieInteressenderBe¬
völkerungRücksichtzunehmen.Heute ,woSienurdaraufsehen ,dassdieOberbonzen
eingesichertesLebenhaben,währenddieanderenzugrundegehen,ist eskein
Wunder,dasseingrosserUnwillenichtnurunterdenSelbstständigen,sondern
auchunterdenArbeiternPlatzgreift ,weilalle SchichtenderBevölkerungerker
nen ,dassIhnendasInteressederGesamtbevölkerungWurstist (LebhafterBei¬
fall bei der . . )

GR .Rummelhardt( . . )bemerkt,dieSozialdemokratengehabensichimmer
so ,als ob sie die öffentliche Wohnbautätigkeit erfunden hätten .InWirklichkeit
hat die christlichsoziale Gemeinderatsmehrheitechonim Jahre 1918 ,zueiner
Zeit ,wo die Wohnungsnot noch nicht so gross war ,aber ihr Anwachsenvoraus¬

gesehen werdenkonnte ,Massnahmenzur Behekungder Wohnungsnotbeschlossen .
Damalswurdeder Bauvon 2000Siedlerwohnungenund 24 . 000anderenWohnungen
vorgesehen ,aber das damalige Wohnbauprogramm unterscheidet sich sehr wesentlich

von Ihrem Wohnbauprogramm .Dieses Programm warso , dass die Gemeinde
erklärt hat ,sich an einer Baugeschäftsstell zu beteiligen ,dass sie einen
Teitl der Baukosten ,die Verzinsung für Baukredite übernehmenund eine Kredit¬
stelle gründenwollte ,die die Aufgabehatte ,langfristige möglichstniedrig
verzinsliche Hypothekardarlehenzu gewähren .Bei einer solchen Art derBe¬

deckungkanndie Wohnungsnotwirksamgekämpftwerden ,ohnedass dieBevölkerung
so hart getroffenwird ,wiedurchIhr Vorgehen .Eshat sich nunherausge¬
stellt ,dass Sie mit GemeindemittelnIhr Wohnbauprogrammnicht durchführen
könnenund nun greifen Sie mit gieriger Hast in einer bolschewikischenArt
auf die Bundeszuschüsse .Vonden 150 . Millionendie zur Verfügungstæhen ,wolle .
Sie allein 180Millionenin Anspruchnehman .Als Wienerkönntemamndas jabe¬
grüssen ,wennmanbei IhnenUnparteilichkeitvoraussetzenkönnte . .Aberbei
Ihrervparteiischen Wohnungs -und Wohnbaupolitikmussmansich diagegenwenden ,
dass auch noch Bundeszuschüssefür Parteizwecke in Anspruchgernommenwerden .
Mansehe sich zumBeispiel die Verhältnisse in Deutschland zummVergleich an .

Dort ist die Bauhilfe im ersten Halbjahr 1929 nur zu ' 2Proz . entdenöffent - ¬

lichen Körperschaften ,zu 18 ' 7Prozent den genossenschaftlichnen Siedlungsbau
ten und zu Lh ' lProzent den privaten Bauführungenzugute gek : ommen.EinBerlin
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Sozialdemokratwürdees gar nicht verstehen ,dass aus Staatsmitteln solcheBe¬
trägefürparteipolitischeZweckeeinerGemeindein Anspruchgenommenwerden.
IhreLandeshypothekenanstaltwirdeinesehrmerkwürdigeRollespielen .DerAppa¬
rat führt vomRathauswegüber die LandeshypothekenanstaltzurGeschäftsstelle .
DieArbeiterzeitunghat geschrieben ,dass die Geschäftsführungderproviso¬
rischenGeschäftsstelleeinSkandalist .DieArbeiterzeitungsolltemitdem
Wort"Skandal"nichtherumwerfen,daesgehugSkandaleinderWienerGemeindever¬
waltunggibt .Auchwirwürdenesallerdingsfürnotwendighalten ,dassnach3
MonatendemProvisoriumderGeschöftsstelleeinEndegemachtwirdunddasseine
definitige Geschäftsstellegeschaffenwird ,die eine regePropagandafürdie
InanspruchnahmederBundesbauhilfeentfaltenmüsste ,deeinGrossteilderBe¬
völkerung gar nicht weiss ,um was es sich handelt .Wenndie Wohnbauförderung

nichtfrüherdurchgeführtwerdenkonnte,sowarenSieSchulddaran,daSie
durchIhreObstruktionc dasMietengesetzeineprivateBautätigkeitunmög¬
lich gemachthaben .DasVerhaltender GemeindeWienin denWohnbaufragenist für
dieWieerhöchstgefährlich .Dennbis jetzt hatdieGemeindedieim§ h
des WohnbauförderungsgesetzesvorgeschriebenenPflicht ,dass sie dieprivate
Wohnbautätigkeittatkräftigst fördernmüssenicht erfüllt . WennSie heuteer- ¬
klären ,dass Sie so und soviele Quadratmeter Grund im Erbbaurecht vergeben ,

so wird Ihnen niemand eine Wohnbauförderung glauben . Siekönnten die private

Bautätigkeit nur dadurch fördern ,dass Sie die Gründe ,die Sie zurVerfügung
haben ,mindestens zu demselben Preis ,zu dem Sie sie erworben haben ,imfreien

Verkauf ins Eigentum übergeben .GR ,Rummalhardtkommtsodann auf dieEröffnung
von Wohnhausbauten zu sprechen und bemerkt ,bei einer solchen Eröffnung habe
sich ein komischerZwischenfallergeben .Währendalle Fenster desbetreffenden
Hauses rot geschmückt waren ,war in dem einen Fenster ein blauer Esel zusehen .

DiePartei dieser Wohnungwarnämlichnicht zu hauseunddie Kinderhabenden
blauen Esel,ins Fenster gestellt .Darühær hat unter den Anwesenden der Rathausge¬

waltigen grosse Entrüstung geherrscht und der Partei wurde mit Kündigungge¬
droht .Manwird in den nächsten Taganvon demVorfall in den Zeitungenlesen .
GR .Rummelhardt appelliert zum Schlusse an die Mehrheit ,die imWohnbauför¬

Sie müssen sich

derungsgesetzvorgesehenenBedingungenredlichzuerfüllen .Ueberhauptbemü¬
hender GemeindeverwaltungdenStempelder Redlichkeitaufzudrücken ,ddeihr
verloren gegangen ist .Ein Redner der Mehrheit hat in einem Zwischenruf Neu¬

wahlenverlangt .Auchwir sind für Wahlenaber Behördendie dieWähringer
Wahlgemachthaben ,die werdenin Wienkeine Wahlmehrmachen ,( LebhafterBei¬
fall bei der E . . ) Esist ganz gleichgültig ob in der Währingersacheeine
gerichtliche Verurteilungerfolgt oder nicht ,die VerurteilungdesMagistra¬
tes der Stadt Wienkannnur dadurchkorrigiert werden ,dass dieserMagistrat
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unddie MachthaberdieserStadtverschwinden( LebhafterBeifall bei der . . -¬
lebhafte Rufe bei der Mehrheit :Pawelka ! .GR. HedorferdemPawelka macht esnie¬
mand nach . - Lebhafte Zwischenrufe - GR.Gschladt :Der Pa welka ist nie mit dem

Gericht in Konflikt gekommen! GR. Preyer: Wennes keinen Wahlschwindelgibt ,
sind Sie nicht mehr herinnen ! - andauernde Zwischenruff ) - ¬

der Bemerkung des
ST. . Weberbemerktgegenüber / GR .Zimmerl ,dass der vorliegende

Antragin dieser Formnicht zulässig sei ,im gegenwärtigenMomentgebe eskeine
andere Möglichkeit die Bundeszuschüsse in Anspruch zu nehmen .Wenneinmal

die Zusage vorliegt ,dass die Projekte ausgeführt werden können ,werden alle

Instanzen des Gemeinderates sich mit allen Einzelheiten der Projekte zube¬
schäftigen haben . Wasdie Baukosten betrifft ,so lässt sich im Voraus eine fes¬

te Zahl für die Baukostennicht nennen ,jedes Prohekt wird einzelneingereicht
werdenund die Höheder Kosten wird davonabhängen ,wodas betreffendenHaus
erbaut wird .Ebenso ist es heute unmöglich ,die Mitzinse in demunter Zuhikfe¬
nahme der Wahnbauförderung erbauten Wohnungengenau zu bestimmen . Wikönnen
nur in Aussicht stellen ,dass für diese Wchnungenkein höheren Mietzinsberech¬

net werdensoll ,als in den übrigen Gemeindeneubauten.Natürlich müssendann
Zuschüsseaus Steuermitteln gegebenwerden .Das haben Sie ja immergefordert .
Und jetzt wo wir es machen wollen ,ist es Ihnen nicht recht .( Eebhafter Wider¬

spruch bei den . . - Rufe :Das hat niemand gesagt ! ) DemGemeindercPfeiffer ,der
merkwürdigerweise das Argument gebraucht hat ,die tausende von der Gemeinde er¬

bauten Häuser beweisen die Unzulänglichkeit desGemeindewohnbauprogrammes
kann ich nur mit der Frage erwidern ,wie würde es in Wien ausschauen ,wenn wir

die 35 . 000Wohnungennicht gebaut hätten ( Lebhafter Beifall undHändeklatschen

bei derMehrheit ) .
Unsere Bodenpolitik werden wir fortsetzen ,auch wenn Sie das Bolsche¬

wismus nennen . DiesePolitik hat wirklich der Bodenspekulation den Bodenent - ¬
zogen .Auf die Ausschmückungder städtis chen Wohnhäuserbei denEröffnungsfei¬

erlichkeiten nehmenwir keinen Einfluss,es darf aber nicht vergessen werden ,
dassin Wien120. 000 über 20 Jahre alte Menschen der sczialdemokra¬

tischen Partei angehören .Die Mieter von Wien werden verstehen ,dass wirdie

staatliche Wohnbauhilfe beanspruchen ,weil sie von den 6 Millionen Einnahmen
aus der Zinsgroschensteuer ' hMillionen zahlen müssen .( Beifall ) .

Die Vorlagewird mit den Stimmender Sozialdemokratenahgenommen.
GR .Hellmann( soz ,dem )beantragt die Errichtung einer Benzinzapfstelle

am Gaudenzdorfergürtel nächst der Dunklergasse .
ichGR .Müller ( EL ) wünscht die Rückverweisung ,weil diese Zapfstelle

hebendemKinderfreibadist undder Benzingestankder GesundheitderK:
abträglich ist . Esgibt dort sehr viele Möglichkeiten einer anderen Au
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lungsplatzfürdieseBenzinzapfstelle. Mansollsichentschliessensiezuver¬
legen . Dieswäre im Interesse der Gesundheit der Kinder gelegen .( Zustimmung )

GRtin .Wielsch) . . ) stelltfest ,dass Stadtrat Tandlerbisjetzt
keinenAuftraggegebenhat ,dassmanBenzinzapfstellennichtansolchenStel¬
lenerrichtensoll ,obwohldasnotwendigwäre. DieseStellentragenübrigens
keineswegszur Verschönerungdes Stadtbildes bei ; siesind aberErfordernisse
des immerstärken werdendenGrosstadtverkehrs .

GR . Hellmann entgegnet ,dass diese Benzinzapfstelle so aufgestellt

ist ,dass die Kinderabsolut nicht gefährdet werden .( DerAntragwirdangenommen.
GR .Hofbauerberichtetüberdie Errichtungeiner Gartenanlageaufangeschütteten

einer/FlächeimDonaukanalnächstderWienflussmündung.Eswirddadurchein
hübschesStadtbild geschaffen undzugleich der Bevölkerungeine neueErholungs¬
stätte gegeben .Die Kosten betragen 125 . 000Schilling .

GR .Köüber( E. . )befürchtet ,dassdie Anlageviel zuweitinden
Donaukanalhineingebautwird ,wodurchder Wasserabflussstark behindertwerde.
DerWienflussschikktoft grosseWassermassenin denDonaukanal ,wodurchauch
die Anlage gefährdet erscheine .Mit dem beantragten Betrag hätte man diese Stel¬

le ausbaggernkönnen ,waswiel zweckmässigerwäre . Obeine Gartenanlagedort
überhaupt einen Zweckhat ,ist gar nicht sicher .( Beifall ) .

GR. Daffinger( . . ) bezeichnetdie Vorlage als verfassungswidrig ,
weil diese Gartenanlageschonzur Hälfte fertig ist underst heute denGemein¬
derat beschäftigt . Sosehr es begrüsst werden muss ,dass neue Gartenanlagen ge¬¬

schaffen werden ,so sehr mussbemängeltwerden ,dass die Instandhaltungviel
zu wünschenübrig lässt .Einzelne neue Gartenanlagen haben nicht einmaleine

Beleuchtung .EsgibtzuwenigGartenpersonal ,mankannruhigbehaupten,dass
die neuen Anlagen alle verschlampfsind .

GR .Hörmayer( . . )erklärt ,dassnachZeitungsmeldungenseinerzeit
die ErrichtungeinesgrossenAquariumsan dieser Stelle geplanwar ,wahrend
jetzt plötzlich eine Gartenanlagedarauswerdensoll .Manmüsseauchendlich
daran gehen ,die Kaimauerninstandzusetzen ,die insbesonderebei derAspern¬

brücke sehr schadhaft sind .Mansoll auch längs der Kaimauern Bänkeaufstellen .
GR ,Hofbauer erklärt ,dass alle Befürchtungen unbegründet sind und

dort eine sehr hühsche Anlage entstehen wird .Der Gemeinderat soll nur denZu¬
schusskredit von 15 . 000Schilling beschliessen .( DieMitglieder der Minderheit
rufen ,dass davon in der Vorlage nichts enthalten sei .Sie verlangen die Ab¬
setzung von der Tagesordnung . DerReferent stellt richtig ,dass er sich geirrt
habe und dieser Zuschusskredit vom Ausschuss zu beschliessen war .Unter Pro¬
testrufen der Minderheitwird hierauf der Referentenantragangenommen) .
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GR .Stubianek berichtet über die Erichtung einer städtischen Volks- ¬
und Hauptschule in der Siedlung AmFreihof in Kagran .Die Siedlung beherbergt

1000Siedler ,wodurchderBauderSchulenotwendiggewordenist . DerGemeinderat
hat für die Schulerrichtungdie Baubewilligungzuerteilenundzugenehmigen,
dassdie VorgartenflächenderSchulein denGehsteigeinbezogenwerden,

GR. Rummelhardt ( . . )führt aus ,dass es in den zehn Jahren der so¬

zialdemokratischen Verwaltung das erstemal ist dass über einen Schulbau ver¬
handelt wird .Er kommt dann auf die Auflassung von Schulen zu sprechen ,wobeiler

erklärt ,dass der Ausschussfür allgemeineVerwaltungam11 .AugustdieAuf-¬
lassungvon4 Bürgerschulenund8 Volksschulenbeschlossenhat .DieBevölkerung
hat ein Recht darauf ,zu wissen ,warumsolche Verfügungengetroffen werden .Aber
Wien ist das einzige Land und die einzige Gemeinde ,wo in der Verwaltung der

Schulreferent fehlt .Der Gemeinderatbeschliesst daher ins Blaue .DieSchulauf¬

lassunghat einengrossenWirrwarrhervorgerufen .DieKinderwurdenmitden
Lehrern herdenweise von Schule zu Schule geführt und überall wurdeangefragt ,
ob für sie nicht Platz sei ,Das ist ein unerhörter Skandal . Hierspricht der

FinanzreferentdasgrosseWortundvonihmhängtesab,obunsereKindermit
Erfolg erzogen werden oder nicht . Breitnerhat das grosse WerkderSchulreform
durch seine fiskalischen Massnahmenumgeworfen .Sie haben allerwelt ihre Ansicht
verkündet ,dass nicht mehr als 20 Kinder in einer Klasse sein sollen .Da tritt

Breitner ,der Kinderfreund ,auf undsagt ,20 Kindersind viel zu wenig,esmüssen
36 in der Klasse sitzen .Diese Kinderanzahl ist bei der Methode des Unterrich¬

tes ,die Sie eingeführt haben ,eine Unmöglichkeit für die Leistung der Lehrer
und für die Erfolge des Unterrichtes Sie begehen damit ein Verbrechen anun¬

seren Kindern .Da uns unsere Kinder heilig sind ,müssen Sie diese Verfügungen
sofort aufheben .E .müssensofart die Rückschulungendurchgeführt werden ,die
Kindermüssenbei ihrenLehrernbleiben ,DerschulfeindlicheAktBreitnersmuss
ausder Weltgeschafftwerden .( Beifallbei der . . )

GRtin Schlösinger ( . . )führt aus ,dass sich die Schulverhältnisse
in Kagranschonzu einemSchukskandalauswachsen .Die KagranerSchulehattein
den letzten Jahren in Ili Klassen Wechselunterricht ,der nur in der Kriegszeit
gehandhabtwurde .In den letzten Jahren hat es in der KagranerSchuleKlassen
miß 50 Schüler gegeben .( Hört! Hörtrufe bei der . . ) AuchmusstendieKönder
eine halbeStundezur Schulegehenoder fahren .Von192½bis 1927habenSie
nicht weniger als 214 Klassen aufgelassen .Ebenso wurden 8 Schulleitungen auf¬

gelassen .In Niederösterreich hingegenwird wegendes RückgangesanSchulkin¬
der keine Klasseaufgelassen ,ImFloridsdorfer Pezirk finden wir Schulenmit
18,mit 16,ja sogar mit 7 Kindern ,So begegnet mandort der AbnahmederSchü¬
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lerzahl . DasVerhältnisder Erfolgeder WienerSchülerundderLandschüler
hatsichganzgewaltiggeändert .FrüherhabendieWienerKinderaufdemLande
brilliert ,heutehabenwir das Gegenteil ,heuteversagendie WienerKinderin
denLandschulen.MitdenKlassenauflasseungensetztBreitnerderSchukreform
die Kroneauf .Jetzt müssenschon die Kinderdaran glauben ,dass derkapitalis -¬

tischeGeistimRathausherrscht .Ichmusshierin aller Oeffentlichkeitbe¬
kanntgeben,dassStadtratBreitnerprinzipiellgegenLehreranstellungenist ,
WirhabenandenWienerSchulenschoneineLehrernot,diesogarsoweitgeht,
dass Schuldienersupplieren .( EinSkandal ! )Hingegenhabenwir 3000Stellenlose
Junglehrer .WährendNiederösterreichschonden Jahrgang1926anstellt ,müssen
die Junglehrervbeiuns6,8Jahreundnochlängerwarten .In Deutschlandhat
manfür die JunglehrerHilfspostengeschaffen .In Wienist denjungenLehrern
alles verschlossen .ImHort - undKindergartenwesenwerdenunqualifizierte
Kräfte angestellt ,dort wäreGelegenheit ,für die Junglehrerzu sorgen .Man
sagt,fürdie Lehrersei keinGeldda . Sieabergebenfür die Schuwajährlich
316 Millionen Schilling aus .Als durchschnittliche Schülerzahl wurde 36fixiert .

Glöckel wollte die Schülerzahl auf 25 herabsetzen ,die Lehrer waren miteiner
Schülerzahl von 30 zufrieden .Jetzt ist 36 der Durchscnitt ,aber es gibt Klas¬

sen bis zu l6 Kinder . Manhat mit Brutalität Klassen aufgelassen .Was anden

Kinderndurchdie zwangsweisenUmschulungenverübtwurde ,ist diebrutalste
Roheit .GanzeSchulenwurdenaufgelassen .Sehrstark betroffenvondenUm¬
schulungen ist der III .unx X .Bezirk .Im X ,Bezirk wurdeeine neueSchule
wegender vielenGemeindebautenverlangt .Statt dessenwurden17Klassenauf-¬
gelassen und nicht weniger als 2000 Schüler wurden ungeschuit ( Hört !Hört !bei
der . . )In der Marktgasseim IM .Bezirk wurdedie Smhuleaufgelassenum
darauseineKasernefür die Schuwazumachen.EineHauptschulklasseimXVI.
Bezirkhat ihre Schülerinnenaus nicht wenigerals 1o Schulenerhalten .Es

Gegen
gibt Kinder ,die jeds Jahr einer anderen Schule zugewiesenwerden. die
GlöckelscheSchulreformkannes keinewirksamereSchulreformgeben ,als
die Breitnersche .( LebhafterBeifall undHeiterkeit bei der . . ) Wennmandie
Schülerzahl so vermehtmussder moderneUnterricht entwederinFormalismus
verfaalen ,oder manwird zu den alten Unterrichtsmethoden zurückkehrenmüs¬

sen . ZumSchlusse macht Gemeinderätin Schlösinger auf die durch die Umschu¬

lungen für die Kinder hervorgerufenen Verkehrsgefahrenaufmerksam .Viele
Kindermüssenauf demWegzur Schuleoft 2 bis 3 VerkehrsreicheStrassen
überquerenoderin andereBezirkelaufen ,statt dass mantrachtenwürde,
ihnen den Schulweg abzukürzen ( Beifall bei der . . )Die Renderin stellt

denAntrag ,in dernächstenGemeinderatssitzungsei genauestBerichtdarü¬
ber zu erstatten ,wieviel Kinder zu Beginn des Schuljahres umgeschultwurden

undnachwelchenHrundsätzendie Umschulungangeordnetwurde .(Lebhafterbeifal238
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GR. DriNeubauerbemerkt ,manmüsstezu einemvernüchtendenUrteil

überdieSchukverwaltungkommen,wennmansichandieRedenderEinheitsliste
in diesem Saal hielte .In Wirklichkeit ist es so ,dass heute unter denKin¬
dern eine ausserordentliche Schulfreudigkeit besteht ,dass die Schule für die

Kinder nicht mehreine Stätte der Langweileund des Z wangesist ,sondern

eine Stätte wosie gerneverweilen( LebhafterBeifall bei der Mehrheit ) .Ich
kenneselbst sehrviele MütterundVäterIhrer Richtung ,welchezugeben ,dass
ihre Kinder gerne in die Schule gehen und dort gut unterrichtet werden .Na¬

türlichkannbeieinerAnzahlvon128. 429KinderndiedieWienerSchukverwal¬
tung zu betreuen hat ,nicht auf alle Wünschevon Eltern Rücksicht genommen
werden und muss es hie und da Differenzen geben .Aber die Mitglider der Ein¬

heitsliste mögendoch nicht so tun ,als ob es unter ihrer Herrschaftkeine
Umschulungengegebenhätte .In Wirklichkeit warendieSchulverhältnisse
in . Wiendamalsweitärgerals heute . WennmanvondenUmschulungensprucht,
so müsste manauch die Gründe die hiefüt massgabendsind anführen unddürf¬

te nicht ,wiees die Minderheittut ,RedenzumFensterhinaushalten( Lebhaf¬
ter Beifall . ) DiemodernenSchulgesetze ,vorallemdasHauptschul¬
gesetz mit seiner Teilungder Klassenin zweiHauptzügefür BegabteundUn¬

mit seiner
begabtee Umformungder fünfklassigen Volksschulein einevierklassige
und der dreiklassigen Bürgerschule in eine vierklasige Hauptschule mit

der Erweiterungdes Sprachenunterrichts und so weiter habennat ürlich auch
in der Schulverwaltung Veränderungen zur Folge haben müssen .Aberdiese

Problememüsænwirklichsachlichbehandaltwerden. DaSiegegendieSchü¬
lerzahlStrumgelaufensind ,willichIhnenjetzt dieVerhältnissevonfrüher
darlegen .ImJahre1911warenin Wien996klassenmit55Schüler ,709Klassen
mit60Schüler,365Klassenmit65Schüler ,69Klassenmit70Schüler ,12Klas-¬
sen mit 75 Schüler,2 Klassen mit 80 Schüler und 2 Klassen mit 84Schüler .
Demgegenübersteht heute die Durchscnittszahl von 36 Schülern . Wirhaben
das tr aurige Erbe angetreten ,aufzubauen ,was Sie mit Absicht vernachlässigt

haben ,weil Sie den Aufstiegdes Proletariats verhindernwollten .( Beifall
bei der Mehrheit ,EntrüstungundLärmbei der Minderheit ) .LegenSie dieAr¬
gumente bei seite ,die nicht mit den Tatsachen übereinstimmen ,die keinen an¬

derenZweckhaben ,als die Bevölkerungzubeunruhigen .( WiderspruchundLärm
bei der Minderheit ) .Die GemeindeWienhat auf demGebiete der Schulemehr

als ihre Pflicht getan . Esist keinZufall ,dassdie WienerSchulebeiden
Fachleuten des Auslandes einen sehr guten Ruf hat . Daswar bei Ihnennicht
der Fall .( Rufebei der Minderheit :Das ist eine Provokation ! ) Diejetzige Ge. - ¬
meinderatsmehrheithat auf demGebietedes Schulwesensdasmenschenmöglichst238
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getan .( Stürmis cher Beifall bei der Mehrheit ) .

GR. Rummelhardt( . L .( erwidert ,dass es sehr traurig sei ,dass einSchul
manneine solche Redegehaltenhat .MeinVorrednerhat gesagt ,dass in derVergan¬
genheit Klassen mit 1lo Schüler waren .Wennes so gewesenwäre,so mussichda¬
zu sagen ,dass wir keine Schulreformer waren ,denn wir haben nicht die Grundsätze

aufgestellt ,die Sie heutemit Füssentreten ,Wirwolltenfür das Volkeine
gute Schule ,in der die Kinder etwas lernen . DieseAufgabe hat die christlich¬

sozialeParteivollerfüllt undSiehabenkeinenGrund ,überdiedamaligeSchu¬
le zu schimpfen . WennSie gesagt haben ,wir wollten und wollen den Aufstieg des
Proletariates verhindern ,so stelle ich fest ,dass das Hauptschulgesetz vom

christlichsozial en Minister Schmitzim Nationalrat eingebracht wordenist .( Dr .
Wagner : Sehrgegenden Willendes HerrnGlöckel ! ) Wenndie Lehrer Ihre Redejetzt
gehört hätten ,Sie hätten sich die Achtung der Lehrer nicht zugezogen .( Beifall

bei derMinderheit) .
GR .Merbaul( . . )sprichtüberdie SchulverhältnisseinMargareten.

Er kommtdannauf eine Figurengruppezu reden ,die überdemEingangderMädchen¬
hauptschule in der Castelligasse aufgestellt worden ist .Der Künstler hat die

Geschlechtmerkmaleder Kinder( essind drei Knabenundein Mädchen) zusehr
naturalistisch dargestellt .Dagegen erhob sich ein Sturm in der Elternschaft und
beim Lehrkörper und die Folge davon war ,dass die Knaben über Nacht kastriert

wurden .( Allgemeine Heiterkeit ) .

Nach einem kurzen Schlusswort des Referenten wird der Antrag ange¬

nommen .Der Antrag Schlösinger wird der geschäftsordnungsmässigen Behandlung
zugewiesen .Es wird sodann der Dringlichkeitsantrag der GRt .Biber und Genos¬
sen in Verhandlung gezogen und dem Antrag die Dringlichkeit zuerkannt .GR .

Biber anerkennt ,dass die Gemeinde mit Rücksicht auf die Betsimmung des Gesetzes
dass der Bauherr für die Einbringung der Krankenkas senbeiträgeverantwortlich
ist ,Vorsicht üben müsse ;aber diese Vorsicht müsste in einer frm geüht werden ,
dass die Gewerbetreibenden nicht zu Schaden kommen .Insbesondere müsste ver¬
mieden werden ,dass der Rückstand mehremale abgezogen wird und dass den Ge¬
werbetreibenden die im Krankenkassengesetz vorgesehene Respirofrist verloren
geht . - ST . . Breitner bemerkt ,es handle sich hir um eine Angelegenheit ,die
weit über den Kreis der Gemeinde hinaus für alle Bauherren von Bedeutungsei .
Bisher konnte ein Bauherr ,wenn er seinen Baumeister bezehlt hatte ,damit
rechnen ,dass er aller Verpflichtungen erledigt sei ,während er nach der neu¬
esten Krankenversicherungsnovelle falls der Baumeister Krankenkassenbeiträ¬
ge schuldig geblieben ist ,nach Jahren für diese Rückstände haftbar gemacht
werden kann .Er gibt die Versicherung ,es werde ein Weg gefunden werden ,um
die Angelegenheit in einer weder die Gemeinde noch die Gewerbetreibenden
schädägenden Art zu ordnen .( Lebhafter Béifall bei der Mehrheit ) .Der Antrag
wird der geschäftsordhungsmässigen Behandlungzugewiesen .GR. Zimmerlbemerkt
in der Begfündungder Lringlichkeit seines Antrages ,es sei ein gesetzwidriger
Vorgang ,dass in Konzertlokalen auch von jener Konsumation ,die eine Stunde
vor Konzertbeginn verabreicht wird ,die Abgabe eingehoben wird .DemAntrag wird
die Dringlichkeit zuerkannt .GR . Zimmerl verliest ein Rundschreiben des Ma¬

gistrates vom 16 .September ,aus dem hervorgeht ,dass für alle Konsumationen
die eine Stunde vor Beginn des Kenzertes gemacht werden ,die Abgabe zu zah¬
len ist . Stadtrat Breitner erwidert ,dass dieser Vorgang mit dem Verband der
Kontertlokalbesitzer vereinbart worden ist .GR. Zimmerl erklärt ,dass dies
gegen den Willen der Mehrheit geschehen sei ; sowerden die Pratergasthäuser
bald zusperren . DerAntrag wird abgelehnt .

Schluss der Sitzung um 24Uhr
—. —.- —.—.—————————239
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